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Appell an den bürgerlichen Besitzinstinkt?

Dank des Fortschritts der moder
nen W irtsdiaftsw issensdiaft und 

dank des großen Gewichtes, das bei 
uns die S taatsausgaben innerhalb 
der volksw irtsdiaftlidien Gesamt- 
nadifrage haben, stehen heute aus
reidiende kohjunkturpolitisdie Mit
tel zur Verfügung, um uns vor all
gemeiner Arbeitslosigkeit und um
fassenden Absatzkrisen zu bewah
ren. W enn zur „Sozialität" einer 
W irtsdiaftsordnung Vollbesdiäfti
gung gehört, träg t daher unsere 
„soziale M arktwirtsdiaft" in bezug 
auf dieses Kennzeidien ihren 
Namen zu Redit, wenn wir dafür 
audi eine „sdileidiende Inflation" 
als unverm eidlidie Zeitersdieinung 
in Kauf nehmen müssen.

Eine A rt „Volkskapitalismus“
Ein n id it unbedenklidier Rest der 

alten Einwände gegen den kapitali
stisdien Charakter unserer M arkt
w irtsdiaft ist aber bestehengeblie
ben. Er betrifft die Einkommens
und Vermögensverteilung in unse
rer Bundesrepublik. So kann es 
nidit erstaunen, daß es Mode ge
worden ist, mit der Forderung 
„Eigentum für alle" eine A rt Volks
kapitalismus zu propagieren, mit 
dessen Hilfe audi dieses zweite 
Dilemma unserer M arktwirtsdiaft 
aus der W elt gesdiafft werden soll. 
Der Name „Volkskapitalismus“ 
appelliert ebenso wie die Forde
rung „Eigentum für a lle“ gesdiidct 
an den bürgerlidien Besitzinstinkt, 
der sidi bei uns in der N adikriegs
zeit gut entwidielt, aber bisher 
nodi überwiegend auf das Konsum
eigentum geriditet hatte, und er 
versudit, ihn in  erwerbswirtsdiaft- 
lidie Bahnen zu lenken, indem er 
allen W irtsdiaftsbürgern verspridit, 
daß sie nun als künftige Kleinkapi
talisten der Vorzüge des Privat
eigentums teilhaftig werden.

Was sind die wahren Absichten 
unserer ,soaialen Marktwirtschaft“?

W ill man zu einem Urteil über 
diese einkommens- und vermögens- 
verteilungspolitisdie Zielsetzung

unserer „sozialen M arktwirtsdiaft- 
1er" kommen, so muß man zunädist 
nadi den A bsiditen fragen, die mit 
ihrer Forderung w irklidi verfolgt 
werden.

Glaubt man, in die Hände der 
Arbeitnehmer Kapitaleigentum tat- 
sädilidi so verteilen zu können, daß 
fast jeder neben seinem A rbeits
einkommen über relevantes Besitz
einkommen verfügt und dadurdi 
m andie der sozialpolitisdien Vor
kehrungen unseres W ohlfahrtsstaa
tes überflüssig werden? Glaubt 
man, dadurdi das soziale Restpro
blem unserer M arktw irtsdiaft end
gültig gelöst und einen „Dritten 
W eg" zwisdien Kapitalismus und 
Kommunismus gefunden zu haben?

Oder will m an mit der Forderung 
„Eigentum für alle" der W irtsdiafts
politik nur einen Anstoß geben, 
daß etwas gesdiieht, um die w adi
sende Vermögenskonzentration 
etwas zu bremsen, die Verbraudier- 
massen zum verstärkten  Sparen 
anzuregen und dadurdi audi den 
Preissteigerungstendenzen entge
genzuwirken?

Neue Ideologie 
zu r Benebelung der Geister?

Im e r s t e n  Fall kann man nur 
stärkste Bedenken anmelden. Denn 
hier handelt es sidi um die Bildung 
einer neuen Ideologie, die die Gei
ster benebelt und Dinge verspridit, 
die n id it realisierbar sind. W ird 
diese Ideologie mit der Auffassung 
gekoppelt, die überwiegend in Krei
sen der Unternehm ersdiaft anzu
treffen ist: die Verm ögensvertei
lung dürfe nur dadurdi geändert 
werden, daß die Arbeitnehmer- 
sdiaft auf der Grundlage ihrer ge
gebenen Einkommen m ehr als 
früher spare, eine Beteiligung der 
Arbeitnehm er an Selbstfinanzie
rungsgewinnen oder eine Umver
teilung der Kapitalvermögen sei 
eine Enteignung und daher verfas
sungswidrig und nidit durdiführ-

bar, so bedeutet sie, daß sidi nidits 
W esentlidies ändern soll. Sie kann 
auf jeden Fall n id it den Ansprudi 
erheben, einen „Dritten W eg“ zu 
zeigen.

Die von den gleidien Kreisen be
fürwortete Privatisierung öffent- 
lid ier Unternehmungen zugunsten 
von K leinaktionären ist quantitativ 
zu unbedeutend, um eine spürbare 
Veränderung in  der Vermögensver
teilung zu erzielen, zumal die freie 
Verfügbarkeit über soldie Aktien, 
diese zum großen Teil früher oder 
später w ieder in die Hände von 
Großaktionären gelangen lassen 
dürfte, womit ein anderes als das 
erstrebte Ziel erreid it werden wür
de. Günstigstenfalls erinnert eine 
soldie Maßnahme, wenn sie nidit 
allzu lange vor den Bundestagswah
len getroffen wird, an frühere Ge
pflogenheiten von Duodezfürsten, 
die Volksgunst zu gewinnen oder 
w ieder zu gewinnen, indem sie bei 
besonderen A nlässen Silber- oder 
Kupfermünzen un ter die Menge 
warfen und es den Ellenbogen und 
der Gesdiidclidikeit des einzelnen 
überließen, seinen Teil davon zu 
ergattern.

Makroökonomische Zwangsläufig
keiten und ihre Auswirkungen

V ertritt man aber die Forderung, 
wie es gelegentlidi von seiten der 
Gewerksdiaften gesdiehen ist, die 
Arbeitnehm ersdiaft müsse an den 
.Selbstfinanzierungsgewinnen“ be
teiligt werden, so verhält man sidi 
ebenfalls n id it realistisdi, solange 
man n id it notfalls zwangsmäßig 
sidierstellt, daß soldi ein zusätz- 
lidier Investivlohn sidi nidit in 
Konsumtivlohn verwandeln kann. 
Unterläßt man dies nämlidi, so 
könnte man genauso gut eine ent
sprediend expansivere Lohnpolitik 
betreiben. Die W irkung wäre die 
gleidie. Uber die Lohn-Preis-Spirale 
ginge der erstrebte einkommens- 
politisdie Effekt näm lidi in mehr 
oder w eniger starkem  Maße wie
der verloren.
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Dies würde unsere „sdileidiende 
Inflation" beschleunigen und die 
Sparbereitschaft der Bevölkerung 
in Frage stellen. Gelänge es aber 
selbst mit Hilfe von Zwangsmaß
nahmen, d. h. durch V erbot der 
V eräußenm g d er Anteilscheine, 
eine weitgehende Änderung der 
Vermögensverteilung zugunsten der 
Arbeitnehmerschaft durchzusetzen, 
so würde die sich daraus ergebende 
Nivellierung der Einkommen eben
falls zu einer steigenden Nachfrage 
auf dem Konsumgütermarkt führen, 
d. h. auch dann würde, wenn auch 
mit einem Verzögerungseffekte, der 
als Lohn-Preis-Spirale bekannte 
Prozeß in Gang gesetzt werden.

Dabei wird von vielen Laien und 
nicht wenigen Praktikern in W irt
schaft und Politik folgendes nicht 
erkannt: Mikroökonomisch, aus der 
Froschperspektive des einzelnen 
gesehen, könnte ein gleichmäßig 
verteiltes Eigentum zwar als indi
viduelle Einkommensquelle wichtig 
sein und daher als G arant persön
licher Freiheit und Sicherheit er
scheinen. Makroökonomisch, d. h.

bei der Einkommens- und Vermö
gensbildung als Massenerscheinung, 
kommen aber Zwangsläufigkeiten 
in Gestalt von Konsum-, Spar- und 
Investitionsveränderungen zur Gel
tung, deren W irksam keit die Be
mühungen um eine Nivellierung 
der Einkommen und Vermögen in 
Gestalt eines gleichmäßiger verteil
ten Individualeigentums in der 
M arktwirtschaft illusorisch machen 
muß.

W ertpapiersparen
erfordert mancherlei Vorsorge

Im z w e i t e n  Fall kann man 
durchaus zu einer günstigeren Be
urteilung des Vorhabens kommen. 
— W enn man keine umwälzenden 
W irkungen erw artet und verspricht, 
kann es durchaus sinnvoll sein, das 
Interesse am W ertpapiersparen in 
immer breiteren Kreisen zu wecken. 
Nur müssen die W irtschaftspoliti
ker und Interessenten, die dies pro
pagieren, wissen, daß sie auch mit 
einer solchen bescheideneren 
Aktion Verantwortung überneh
men und für mancherlei Vorsorge

treffen müssen. Sonst können sie 
auch mit ihr allzu leicht ihr Gesicht 
verlieren.

Es geht beispielsweise nicht an, 
daß man A ktiensparen volkstümlich 
machen will, ohne eine großange
legte Kurspflege zu betreiben. Eine 
solche Kurspflege hat einen Ratten
schwanz von Konsequenzen, die 
hier nicht aufgezeigt werden kön
nen. Solange die Kurse nach oben 
gehen, ist es relativ  leicht, auch 
Menschen mit geringem Einkom
men für spekulative Aktienkäufe 
zu gewinnen. Kommt es aber erst 
einmal zu einer anhaltenden Baisse 
mit Kurseinbrüchen von beträcht
lichem Umfang, so haben diejeni
gen, die das W ertpapiersparen zu 
einer Volksbewegung machen wol
len, nicht nur ihren moralischen 
Kredit verloren, sondern sie haben 
in vielen Einzelfällen auch dafür 
gesorgt, daß manch kleiner Ange
stellter oder A rbeiter einen guten 
Teil seiner geringen Ersparnisse 
wieder eingebüßt hat. W as ja  wohl 
bestimmt nicht der Sinn der Fanfare: 
„Eigentum für alle!" ist. (H. D. O.)
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Bedenkliche Verlockungen

E tw a s  sdieinbar W iderspredien- 
des und Unerklärlidies bezeidinet 
die Diskussion um die Frage „Eigen
tum für alle". W ährend die Formel 
»W ohlstand für alle" den Beifall 
all derer fand, die bisher nidit vom 
W ohlstand gesegnet oder betroffen 
waren, stellt sidi der besitzlose Teil 
der w irtsdiaftenden Gesellsdiaft 
taub gegen die Aufforderung, einen 
Teil seines Einkommens dem Kon
sum zu entziehen und der Bildung 
eines persönlidien Eigentums vor
zubehalten; und Voraussetzungen, 
die gesdiaffen worden sind, um 
eine private Eigentumsbildung zu 
ermöglidien, werden im allgemei
nen als bedenklidie Verlodiungen 
empfunden, denen man Festigkeit 
entgegensetzen muß. Man wird in 
diesem Zusammenhang erinnert an 
Heraklits bekanntes „Getier, das 
mit Prügeln auf die W eide getrie
ben werden muß".

Ganz offen zeigt den Charakter 
einer Zwangsmaßnahme z. B. der 
erst in diesen Tagen auf der Jah res
tagung des Bundes Katholisdier 
Unternehmer gem adite Vorsdilag, 
daß ein Teil der wadisenden Real
löhne durdi das Mittel des Zwangs
sparens festgelegt und bis zum 65. 
Lebensjahr des Sparers gesperrt 
bleiben soll. Diese Anregung, sidier- 
lid i eine A lternative zu den Plä
nen, einen Investivlohn einzufüh
ren, sdieint sidi aus dem Umstand 
zu erklären, daß das nodi 1961 ver- 
absdiiedete Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeit
nehm er zumindest bis heute durdi- 
aus nodi nidit den erw arteten und 
erhofften Erfolg gezeigt hat.

W ohlfahrtsstaat
vermindert Eigentumsbildung

W enigstens zeigt unsere Zeit, 
daß der zur N atur des M ensdien 
gehörende Trieb zum Besitz und 
Besitzen, daß das dem M ensdien 
angeborene Verlangen, zu haben 
und zu halten, von einem starken 
Bestreben zum uneingesdiränkten 
Konsumieren abgelöst zu sein 
sdieint. Auch die päpstliche En
zyklika „Mater et Magistra" vom
15. Mai 1961 deutet auf diesen Um
stand hin: „Nr. 105. W ir wissen 
audi, daß heute immer mehr Men

sdien auf Grund der vielfältigen 
wirtsdiafts- und sozialpolitischen 
Sidierungen unbesorgt und zuver- 
siditlidi in die Zukunft blidcen 
können. Früher gründete ihre Zu- 
versidit auf einem, wenn audi be- 
sdieidenen Vermögen. Nr. 106. 
Heute bem üht man sidi vielfadi 
mehr um die Erlernung eines Be
rufes als um den Eigentumserwerb 
(Die Erlernung eines Berufes wird 
heute sogar in vielen Fällen zu
gunsten der Auffindung eines er- 
tragreidien Jobs unterlassen, Anm. 
des Verf.). Man sdiätzt das Ein
kommen, das auf Arbeitsleistung 
oder auf einem davon abgeleiteten 
Reditsansprudi beruht, höher als 
das Einkommen aus Kapitalbesitz 
oder daraus abgeleiteten Rechten."

Der offensiditlidi eingetretene 
W andel in der W ertsdiätzung des 
Eigentums, der heute zu beobadi- 
ten ist (Einkünfte aus A rbeits
leistung werden höher geschätzt 
als Einkünfte aus Eigentum), ist zu 
einem Teil zurückzuführen auf die 
Sidierheit der Versorgung des Al
ters, die der sidi entwickelnde 
W ohlfahrtsstaat garantiert.

Entwertung von Sparkapital

W iditiger ist aber wohl doch 
nodi ein psychologischer Faktor: 
Der Unwille, mit dem die Zu
mutung, Kapitaleigentum zu bilden, 
zurückgewiesen wird, beruht auf 
einem tiefen M ißtrauen in die Be
ständigkeit und die Dauer des Gel
des und des Geldbesitzes. Zwei 
radikale Geldentwertungen in der 
V ergangenheit und eine langsam 
voranschreitende, aber doch deut
lich sichtbare Devalvation in der 
Gegenwart erzeugen ein verständ
liches M ißtrauen gegen Sinn und 
Erfolg einer auf Eigentumsbildung 
gerichteten Spartätigkeit und Ent
haltsamkeit, die in den meisten 
Fällen einen längeren und unge
störten Zeitverlauf erfordert. Aber 
auch die Bildung von beständigem 
und produktivem Sach- und Güter
besitz ist heute nur in sehr w eni
gen Fällen möglich, da der Sach- 
besitz in zunehmendem Maße den 
Charakter eines Konsumgutes an
genommen hat, das durch raschen 
Verschleiß und sehr schnelle Uber

alterung, die in sehr vielen Fällen 
sogar einzig durch den W andel der 
Mode bedingt ist, verzehrt oder 
zerstört wird.

Diesen bloßen Konsumcharakter 
zeigen heute fast sämtliche Sach
güter vom Haus über die Maschine 
und das W erkzeug sogar bis zum 
Buch „hinunter"; denn selbst gei
stiger Besitz und Weltanschauungen 
werden in  unserer Zeit abgenutzt 
und aufgebraucht wie Schuhsohlen. 
Im allgem einen ist für uns ein 
Sachbesitz rentabel, wenn das durch 
ihn erzielte Kapitaleinkommen ge
rade groß genug ist, um die ver
schlissene oder überalterte Sache 
durch eine neue ersetzen zu kön
nen. Zu diesem kommt hinzu, daß 
der Sachbesitz heute in vielen Fäl
len seinem eigenen W esen ent
fremdet wird, indem er den Cha
rak ter eines Prestigebesitzes ange
nommen hat, der für gesellschaft
liches A nsehen unerläßlich ist, eine 
Erscheinung, die nicht ernst genug 
genommen w erden kann, da hier 
das Eigentum seines sittlichen 
Charakters beraubt wird, der allein 
ihm erst seine Berechtigung ver
leiht.

Dem .4ugen,b liefe leben, 
heißt herrschen

Neben diesen in gewissem Sinne 
objektiven Faktor, der durch wirt
schaftlich, technisch und „fortschritt
lich" bedingte Realitäten bestimmt 
ist, tritt als gleichsam subjektiver, 
jedoch durchaus nicht leichtzuneh
mender Faktor ein aus der welt
politischen Lage erwachsenes Ge
fühl der Unsicherheit und Unbe
ständigkeit aller menschlichen 
Dinge. Der sich im Räumlichen be
wegenden und vollziehenden Emi
gration, die mit der bolschewisti
schen Revolution ihren Anfang 
nahm, während der nationalsozia
listischen, faschistischen und falan- 
gistischen Herrschaftssysteme ihren 
Fortgang nahm und der man heute 
durch M auern und eiserne Vor
hänge Einhalt gebieten will, ist 
jetzt eine allgemeine Emigration 
in die Gegenwart, eine Fluchtbewe
gung vor der Zukunft in den Au
genblick gefolgt.

Vom Tage und von der Stunde 
nehmen, was Tag und Stunde bie
ten: Diese Lebens- und Klugheits
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regel (Nadi dem Augenblidc leben, 
heißt herrsdien), der man die Gunst 
einer verständnisvollen Deutung 
nidit wohl versagen kann, ist ein 
entsdieidendes Moment, das der 
Forderung nadi Eigentumsbildung 
entgegensteht und dem auf eine 
edite Weise begegnet werden muß, 
damit ein Grundübel unserer Zeit 
geheilt werde.

Eigentum verpflichtet

Wenn audi unsere vorwiegend 
am Pragmatisdien orientierte und 
nur sogenannte Realitäten gelten 
lassende Zeit mit vornehm herab
lassender Miene zur Sadie über
geht, so hat der für das Problem 
des Eigentums entsdieidende Fak
tor aber einen metaphysisdien Cha
rakter: Edites Eigentum ist immer 
nur möglidi und wird sogar immer 
notwendig entstehen in einer Ge
sellsdiaft, die aus Personen be
steht, deren jede einzelne sidi der 
sittlidien Verpfliditung, die sie ge
gen sidi selbst hat, bewußt ist. 
Eine Welt, die diese Verpfliditung

nidit mehr kennt, und sidi selbst 
entfremdete M ensdien können Ei
gentum n id it kennen und wert- 
sdiätzen; sie werden es allenfalls 
dem Egoismus dienstbar madien.

Eigentum verpflid itet; aber vor 
allem den Eigentümer gegen sidi 
selbst als sittlidie Person. Deshalb 
ist es audi kein Zufall, daß die 
Rede vom Eigentum, das Diebstahl 
sei, in einer Zeit laut wurde, als 
der Mensdi bereits auf dem W ege 
der Selbstentfremdung begriffen 
war. Und deshalb sind audi alle 
Bestrebungen zu einer echten und 
gesunden Eigentumsbildung der 
einzelnen fruditlos, solange aus
sdiließlidi oder vornehmlidi durdi 
eine bestimmte Konjunkturlage be
dingte Forderungen und Bestrebun
gen, das Betriebsvermögen und das 
Betriebskapital in ein gesundes 
Verhältnis zu bringen, und Maß
nahmen zur Kaufkraftsabsdiöpfung 
durdi Eigentumsbildung der vielen 
einzelnen den Charakter eines Pal
liativs gegen Konjunkturstörungen 
besitzen. (FC)

Eigentum für Arbeitnehmer -  ein Politikum I

W enn „Eigentum für alle" gefor
dert wird, so ist praktisch meist an 
„Eigentum in Arbeitnehmerhand" 
gedadit, da die Frage des Eigen
tums für Nidit-Arbeitnehmer ge
klärt erscheint. Aber audi „Eigen
tum in Arbeitnehmerhand" genügt 
zur Charakterisierung der disku
tierten Frage nodi nicht, in W irk
lichkeit handelt es sich um „Pro- 
duktiv-Eigentum in Arbeitnehm er
hand", also um Eigentum, das in 
der Produktion arbeitet.

Ist „Produktiv“-Eigentum  
für Arbeitnehmer problematisch?

Daraus folgt zweierlei: Einmal 
meint man nidit Kleidung, Möbel 
und täglidien Bedarf, deren Eigen
tum für die Arbeitnehmer irgend

wie strittig wäre, audi nicht etwa 
das Auto, das wachsend zum A r
beitnehm erbedarf gehört. Aber man 
sollte audi nicht an das kleine 
Eigenheim denken — „klein", weil 
es nur dem Bedürfnis der betreffen
den Familie dient —, und hier 
setzen bereits die Unklarheiten ein, 
weil in der politischen Diskussion 
immer w ieder audi dieses Eigen
heim als erstrebenswertes „Eigen
tum in Arbeitnehmerhand" bezeich
net wird. M. E. gehört jedodi die
ses Eigenheim eindeutig nidit zum 
angesdinittenen Problem, weil audi 
dieses Haus trotz seiner Dauer 
„Gebraudis"-Eigentum ist, wie das 
Auto, der Kühlsdirank und die 
Möbel.

W arum aber soll „Produktiv“- 
Eigentum, also Reditsansprudi an 
produktioneil arbeitendem Vermö
gen, für die Arbeitnehmer proble
matisch sein?

Da werden — sicherlich auch in 
dieser Diskussion hier — Fragen ge
nannt, w ie die, ob das durdischnitt- 
liche Einkommen der bundesdeut- 
sdien Arbeitnehmer, insbesondere 
der Arbeiter, überhaupt größere 
Ersparnisse als Voraussetzung des 
Erwerbs solcher Ansprüche zulasse; 
ob das Produktiveigentum der Ar
beitnehm er dadurch diskriminiert 
werden solle, daß für dieses Eigen
tum Formen gesudit werden, die 
verhindern, daß es ohne weiteres 
wieder in den Konsum übergeht. 
Das alles sind wesentliche Fragen, 
die das Vorfeld des Problems ab
tasten. Der w irklidi entscheidende 
Punkt des Problems wird m. E. je 
dodi erst mit der Frage berührt, 
w eldien Sinn Produktiveigentum 
für die Arbeitnehmer haben solle.

Größere Sicherheit 
für den Arbeitnehmer?

Häufig wird davon gesprochen, 
daß Produktiveigentum dem Arbeit
nehm er mehr Sicherheit gewähre, 
er sei mit Kapitaleigentum im Hin
tergrund nicht jeder Arbeitslosig
keit, jeder größeren Krankheit, je 
dem Lohndruck ausgeliefert, er 
könne gegebenenfalls „wählen", 
d. h. eine Zeitlang von seinem 
Kapital leben. Kann er das w irk
lich? In Zeiten größerer Arbeits
losigkeit, gegenüber einem Lohn
druck in jenem  Betriebe der Klein
stadt, in der er wohnt, ist dies un
wahrscheinlich und erst recJit bei 
Konjunkturabstieg. Mir scheint, 
diesem „Sicherungsgedanken" fehlt 
das Essentielle jedes Gedankens, 
„durchdacht“ zu sein. W ie hoch 
müßte denn ein Kapitaleigentum 
sein, um in dieser Art wirksam sein 
zu können? 10 000, 20 000, 50 000 
DM? Und selbst wenn der Arbeit
nehmer so viel „gespart“ hätte — 
w ären diese Ersparnisse in Zeiten

. . .DARAUF EINEN
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konjunktureller Flaute ohne w eite
res greifbar oder hätten  sie nodi 
den gleidien W ert wie zur Zeit 
ihres Erwerbs? Das Börsensdiicksal 
der VW -Aktie sollte warnen.

Kein Einfluß
auf das Produktionsgeschehen

Mit dem Sidierungsgedanken ist 
es also nidits. W ie steht es mit dem 
Einfluß, den der Arbeitnehm er mit 
seinem Produktiveigentum auf eben 
jene Produktion nehmen könnte, 
der dieses Eigentum dient? Jeder 
weiß, daß wirksam auf die Produk
tion und ihre Riditung nur Produk
tiveigentum  ist, das einen hohen 
Prozentsatz des gesamten Kapitals 
des Unternehmens ausmadit, die 
Hälfte oder wenigstens ein Drittel 
usw. H at der Arbeitnehmer Aus
sidit, so viel Anteile „in seiner 
Hand" zu vereinigen? Der einzelne 
Arbeitnehm er ganz gewiß nidit. 
Die Bedeutung einer Beeinflussung 
des Produktionsgesdiehens kann 
also Produktiveigentum für den 
einzelnen Arbeitnehmer n id it ha
ben. Soldier Einfluß sdieint eher 
sdion — wenn audi indirekt — 
durdi die „Mitbestimmung" gege
ben, für die jedodi Produktiveigen
tum des Arbeitnehmers nidit V or
aussetzung ist.

Nodi weniger Einfluß dieser Art 
hat übrigens das Sparguthaben. 
Zwar dient es letztlidi in  einer 
großen Zahl der Fälle Investitions
vorgängen und damit der Produk
tion. Selbst wenn der Sparer sein 
Spargeld nur für eine begrenzte 
Zeit anlegt — weil er m it ihm einen 
bestimm ten Zwedc, etwa einen 
Kühlsdirank, eine A usstattung für 
sein Kind, einen Hausbau, im Auge 
hat —, ermöglidit dieser Sparer zu
sammen mit den vielen anderen 
Sparern dem Sparinstitut, seiner
seits mit diesen Sparsummen der 
Produktion zu dienen. Nur: Ob die 
Anlage-Intentionen des Sparinsti- 
tuts und die des Sparers überein
stimmen, ist absolut offen. Letztlidi 
überläßt der Sparer dem Sparinsti
tu t Gelder, die dieses völlig nadi 
eigenem Gutdünken verwenden 
kann.

W eshalb aber sollte es denn 
überhaupt der „Sinn" des Er
werbs von Produktiveigentum 
durdi Arbeitnehmer sein, diesem

Einfluß audi auf die Produktion 
selbst zu geben? Da muß an die 
Binsenwahrheit erinnert werden, 
daß eine Änderung der Einkom
mensverteilung im Effekt eine Ä n
derung des V erhältnisses von V er
braudi und Investition derart ver
langt, daß beide einander ohne In
flationsgefahr ergänzen. Anders 
ausgedrüdit: Behält der A rbeit
nehmer von seinem Lohn Teile für 
Sparzwedce zurüdc und ist etwa 
gar sein Lohn um soldie Investiv- 
teile erhöht, so hat dies nur dann 
eine für ihn positive W irkung, 
wenn die dam it erm öglidite Inve
stition audi s e i n e n ,  des A rbeit
nehmers, (weiterhin wirksamen) 
V erbraudisw ünsdien entsprediend 
erfolgt. Diese V erbraudisw ünsdie 
und -gewohnheiten verändern sidi 
jedodi in einer modernen Volks
w irtsdiaft sehr stark, etwa in Ridi
tung des (teilweise anders gearte
ten) V erbraudis der verm ehrt tä ti
gen Angestellten, der zusätzlidi be
sdiäftigten Frauen, des immer be
deutungsvoller w erdenden tertiären  
(Dienstleistungs-) Sektors u. a. m. 
Der Arbeitnehm er hat somit durdi
aus guten Grund, audi auf die aus 
seinen Ersparnissen erm ögliditen 
Investitionen und ihre „Riditung" 
Einfluß nehmen zu wollen, damit 
sein V erbraudi preisw ert und opti
mal erfolgen kann und n id it zu
letzt, weil erst mit soldier Einfluß
nahm e sein Kapitalanteil gegenüber 
anderen Kapitalanteilen n id it dis
krim iniert wäre.

Der politische Hintergrund

Spredien wir es ruhig aus: Hier 
w ird der politisdie H intergrund der 
Forderung „Eigentum in A rbeitneh

merhand" siditbar. Soldies Eigen
tum hat für den Arbeitnehm er nur 
dann „Sinn", wenn er auf die da
m it durdizuführenden Investitionen 
und somit auf die Produktion selbst 
Einfluß zu nehm en vermag. Da dies 
dem einzelnen A rbeitnehm er mit 
seinen kleinen Ersparnissen n id it 
möglidi ist, drängt der „Sinn“ des 
„Eigentums in A rbeitnehm erhand' 
auf die M itwirkung von A rbeitneh
m erorganisationen an der Kapital
bildung und -Verwertung. Andern
falls näm lidi würde „Eigentum in 
Arbeitnehmerhand" letztlidi Inter
essen dienen, die zweifellos von 
N idit-Arbeitnehm em  inauguriert 
sind. Und gerade w eil dies so ist, 
haben viele A rbeitnehm er Zweifel, 
wozu sie eigentlidi Eigentum, ja  
sogar diskriminiertes Eigentum bil
den sollen.

Soldie G edanken sind in  der 
Bundesrepublik w eithin „tabu“, 
man spridit sie ungern aus, weil 
ein Vorgang, für den es ansdiei- 
nend so präditige „soziale" Gründe 
gibt, damit seinen em inent politi
sdien Hintergrund aufdedct. Id i 
meine jedodi, je  deutlidier man 
ausspridit, was ist, um so besser 
kann der politisdie Kompromiß er
zielt werden, ohne den die Diskus
sion um das „Eigentum in A rbeit
nehm erhand" keine praktisd ien  Er
gebnisse erzielen kann. Idi, glaube, 
daß der A rbeitnehm er w ie jeder 
andere Staatsbürger audi Produk
tiveigentum  erw erben können und 
erw erben sollte; aber er hat ein 
A nredit darauf, zu wissen, was mit 
diesem Eigentum gesdiieht, wofür 
und wem es dient. (L. Pr.)

Problematisdie Aspekte der praktisdien Durchführung

D ie  bisherige Diskussion zur Frage 
der Eigentumsbildung hat zum 
mindesten gewisse negative A bklä
rungen gebradit: Mit einer rein 
deklaratorisdien Beteiligung am 
Produktionsmitteleigentum kann es 
kaum  getan sein. Damit ist das Pro
blem der Fondsbildung in den Vor
dergrund getreten: Die Frage, ob 
es möglidi ist, einen Teil des Lohn- 
zuwadises — der dann größer aus
fallen könnte als bei der „norma

len“ freien Verfügung hierüber — 
im Rahmen eines „Investivlohns* 
zwar dem Konsum vorzuenthalten, 
andererseits aber als Basis für eine 
Eigentumsbildung des A rbeitneh
mers anzulegen.

Nun ha t m an seit jeher darauf 
hingewiesen, daß eine soldie Be
teiligung am eigenen Betrieb nidit 
gut sinnvoll sein kann: Hier w ürde 
sidi bei negativer Konjunkturent-
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Wicklung das Risiko für den Atbeii- 
nehmer gewissermaßen kumulieren, 
denn er liefe Gefahr, n id it 'n u r sei
nen Arbeitsplatz, sondern bei einem 
Betriebsbankerott auch noch sein 
Eigentum einzubüßen. Damit bliebe 
praktisch nur der W eg über eine 
Art Investment-Fonds— man spradi 
vom „Sozialfonds" — übrig, der je 
doch auch seine innere Problematik 
aufzuweisen hat.

Zunächst sind zwei Vorfragen zu 
lösen: W er soll etwas bekommen, 
und aus welchen Quellen w ird ge
schöpft?

Will man nur Arbeitnehmern 
etwas geben, so besteht die Gefahr, 
daß „Scheinarbeitnehmer" auftau- 
chen (z. B. mithelfende Familien
angehörige), eine Gefahr, die wohl 
nur bei Ausklammerung der Klein
betriebe gebannt wird.

Sodann ergibt sicii die Frage, aus 
welchen M itteln geschöpft wird. 
Sollen die Eigenkapitalien von Be
trieben erfaßt werden, die in der 
vergangenen Selbstfinanzierungs
hausse entstanden sind, oder soll 
man sich mit dem begnügen, was in 
Zukunft zuwädist? Es ergeben sich 
hier Volks- und betriebswirtschaft
liche Probleme.

D ie volkswirtschaftliche 
Problem atik

Unterstellt man zunächst, daß 
man auch den „Rahm von gestern" 
mit abschöpfen will, so käm e das 
natürlich einem neuen Lastenaus
gleich nahe, nur mit dem Unter
schied, daß die Mittel in den Betrie
ben verblieben und eben auf dem 
W ege z. B. über „Zertifikate“ und 
dem Umweg über den Fonds in das 
Eigentum der A rbeitnehm er über
gingen. Dabei ergibt sich zunächst 
einmal die Frage nach dem Charak
ter solcher Zertifikate: Sie könnten 
bei Aktiengesellschaften den Cha
rakter von Gratisaktien oder von 
Obligationen annehmen. W ie aber 
würde man die Form bei anderen 
Gesellschaften oder gar Einzel
firmen wählen? Obligationen w ären 
auch wenig interessant, denn sie 
w ürden am zukünftigen Substanz
zuwachs nicht partizipieren; beließe 
man den Zertifikaten dagegen einen 
Aktiencharakter, so w äre natürlich 
auch der Verlust bei Kursstürzen

zu tra g e n . . .  Und eines scheint 
sicher: Die bisherigen Aktien der
artiger Unternehmen würden zwei
fellos Kursverlusten unterliegen, 
denn in ihnen hatte  sich letztlich 
auch die Höhe der Reserven w ider
gespiegelt, die die Risiken verm in
dern, die Erträge antizipieren und 
die Hoffnung auf G ratisaktien für 
die A ltaktionäre versinnbildlichten. 
W ollte man auch die Frage unbe
achtet lassen, ob solche Kursver
luste gewissermaßen eine Teilent
eignung darstellten, so kann man 
doch nicht gut an der Tatsache vor
übergehen, daß in einer Epoche 
w ankender Aktienkurse die Einfüh
rung solcher Unsicherheitsfaktoren 
nicht gerade als konjunkturpolitisch 
erfreulich angesehen werden 
könnte.

Dies zur Methodik. Auf jeden 
Fall erscheint eines klar: Man wird 
solche Zertifikate nicht gut zur W ei
terveräußerung zulassen können. 
Täte man das, so w äre damit nicht 
nur der Sinn der Operation ver
fälscht — denn die breiten Massen 
würden ihr neuerworbenes Eigen
tum unter Umständen wieder rasch 
versilbern, und dann hätte man sich 
den Umweg sparen und lieber 
gleich direkte Lohnerhöhungen vor
nehmen können. Zudem würden 
die Unternehmen den Versuch ma
chen, die Zertifikate zurückzuerwer
ben — was wohl nur mit Bankgel
dern möglich wäre. Damit ergäbe 
sich eine Ausweitung des Geldvolu
mens durch eine pure Finanzopera
tion, die lediglich die Bilanzen ver
längern, aber u. U. inflationäre 
Nebenwirkungen zeitigen würde.

Solche Erfahrungen hat man in 
Finnland praktisch gemacht, als man 
versuchte, eine A rt Lastenausgleich 
durch Ausgabe von Industriewert
papieren zu meistern. Selbst dann, 
wenn die Unternehmen die Rück
erwerbung aus eigenen liquiden 
M itteln vornehmen, so w ürden eben 
durch die Auflösung gehorteter 
Mittel ähnliche W irkungen eintre
ten wie bei Geldschöpfung durch 
die Banken, daneben aber u. U. 
auch echte Liquiditätsprobleme aus
gelöst. Die volkswirtschaftliche Pro
blematik scheint somit, mindestens 
im W irtschaftsaufschwung und mehr 
noch auf der Höhe des „Booms“, 
auf eine „Einfrierung", d. h. Nicht

veräußerbarkeit solcher Zertifikate 
hinzudrängen, was ja  auch schließ
lich dem sozialen Sinn der Sache 
entspräche. Die Frage ist, wie ein 
solches „Eigentum“ ohne Verfü- 
gungsrecht von den also Bedachten 
gewürdigt würde. W ollte man da
gegen solche Operationen in un
günstiger Konjunkturlage vorneh
men, so könnte zwar ein eventuel
ler geldschöpfender Nebeneffekt 
gerade dann erwünscht sein, würde 
aber wohl doch durch die ungün
stigen Nebenwirkungen auf betrieb
licher Ebene teilweise inhibiert.

Die betriebswirtschaftliche 
Problem atik

Betriebswirtschaftlich gesehen 
muß man sich fragen, ob und welche 
Beträge man denn in den Griff be
kommen kann. W ill man die zu
künftige Reservenbildung allein er
fassen, so erscheint dies angesichts 
des Rückgangs der Selbstfinanzie
rungsquote heute auf dem Höhe
punkt der Konjunktur etwas witz
los: Außerdem würden die Unter
nehm en dann eben möglichst nur 
noch Fremdfinanzierung tre ib en . . .  
Im übrigen ist die Reservenbildung 
nicht nur branchenmäßig verschie
den, sondern auch je  nad i Branche 
und Risikolage unterschiedlich zu 
beurteilen. A udi im Laufe der Zeit 
schwankt ihre Bedeutung: Je  nach 
Beurteilung der Zukunftslage wird 
langsamer oder rascher abgeschrie
ben. W er den Reservenzuwachs er
fassen will, müßte diese Faktoren 
genau beachten: Letztlich käm e das 
leicht auf eine „Jagd nach stillen 
Reserven" hinaus, denn es schwankt 
nicht nur die Zuwachsrate, sondern 
auch die absolute Höhe der Reser
ven (z.B. in der Abgrenzung von 
Rückstellungen, transistorischen Po
sten usw.).

Gewisse branchenübliche Reser
ven — sicherlich die gesetzlich vor
geschriebenen — wird man ohne
hin „zertifikatfrei" lassen müssen: 
Das gilt insbesondere für den Fall, 
daß man nicht nur den Reservenzu
wachs, sondern auch die Reserven
bildung von gestern und vorgestern 
erfassen will. Allein die vorstehend 
angedeuteten Schwierigkeiten dürf
ten sich dann noch kumulieren. 
Man kommt zu der Frage: Sind 
die gegenwärtig vorhandenen Re
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serven größer als notwendig, um 
ihre betrieblich notwendige Stoß
dämpferrolle zu erfüllen? Die Frage 
w äre je  nadi Branche und Konjunk
turlage versdiieden zu beantwor
ten; jedenfalls müßte man einen 
gewissen Teil der Reserven sicher 
.zertifikatfrei“ lassen. Die „zertifi
katfähigen“ Reserven würden sehr 
weitgehend m it den „stillen“ zu
sammenfallen und dürften nach Be
wertungsm aßstäben und — bei Kal
kulation nadi Wiederbeschaffungs
preisen insbesondere — nach Kon- 
junkturphasen untersdiiedlidi aus
fallen.

Ein Steuerfonds?

All die hier angedeuteten Schwie
rigkeiten w ären noch besonders 
akzentuiert für Unternehmen, die 
ihrer N atur nach mehr auf die 
Selbstfinanzierung angewiesen sind 
als andere: das dürfte bei nicht we
nigen öffentlichen Unternehmen der 
Fall sein, die, wenn sie statuten
mäßig nicht zu gemischtwirtschaft
lichen Unternehmen werden dürfen 
oder nicht dazu werden wollen, 
zwangsläufig auf den Kapitalmarkt 
nur begrenzt zurückgreifen können.

Es fragt sich: W iew eit kann man 
solche Unternehmen erfassen und
u. U. überproportional treffen?

Per Saldo dürften somit dem 
Fondsdenken nicht wenig Schwie
rigkeiten Volks- und betriebsw irt
schaftlicher A rt entgegenstehen. 
Man muß sich fragen, ob die Spei
sung solcher Fonds direkt aus be
trieblichen Quellen überhaupt sinn
voll ist. Einfacher w äre es jeden
falls, wollte man indirekt die 
Steuergesetzgebung zur Bildung 
von „Sozialkapital" einsetzen — 
etwa z. B. auf dem W ege über eine 
progressive Körperschaftssteuer. 
A llerdings würde hier die k lassi
sche Finanzwissenschaft, die sich 
gegen Fondsbildung ausspricht, kei
neswegs erfreut sein. W ürden aber 
solche „Fonds zur Absdiöpfung 
ungerechtfertigter Vermögenszu
wächse“ zur Speisung bestimm ter 
Investitionen verwendet, etwa z. B. 
zur Förderung des Erwerbs von 
Eigentumswohnungen, so würde 
dies vielleicht die den breiten M as
sen verständlichste Form der Eigen
tumsbildung darstellen können, für 
die dann eine Lösung der oben 
skizzierten Problematik gefunden 
w erden müßte. (Kue)

Breite Eigentumsstreuung -  aber wie?

D ie  Denkschrift der Evangelischen 
Kirche Deutschlands (EKD) zur 
Eigentumsbildung hat das augen
blicklich zentrale Problem unserer 
W irtschaftspolitik, wenn nicht unse
rer W irtschaftsordnung, mit Gründ
lichkeit angefaßt. W ir erkennen 
immer mehr: Der unserem  W irt
schaftssystem immanente W ettbe
werb ist nicht Ziel, sondern kann 
lediglich M ittel unserer sozialen 
M arktwirtschaft sein.

Zwangssparen durch Investivlohn

Die Denkschrift der EKD setzt 
bei der Erarbeitung ihres Ergeb
nisses dem bisherigen Zwangsspa
ren der Verbraucher, das durch 
eine die Selbstfinanzierung der 
Unternehmen fördernde Wirtschafts
politik erzwungen wurde, u. a. ein 
Zwangssparen in der Form eines 
Lohnanteils gegenüber, der für In

vestitionen abzuzweigen ist, und 
sieht durch eine solche Lösung die 
nominierte Freiheit zumindest als 
nicht noch w eiter beschnitten an.

Dies ist richtig, doch w ird damit 
der dem Freiheitsprinzip entgegen
stehende Zwang zum Sparen nicht 
gem indert und ein bedeutendes 
Ziel, das durch breite Vermögens
streuung angestrebt werden sollte, 
gar nicht erst erreicht.

Die Verfasser der Denkschrift 
erkennen zu Recht, daß die Gefahr 
einer ungerechten Eigentumsver
teilung dort entsteht, „wo das In
vestitionsbedürfnis der W irtschaft 
vor allem aus den M itteln der 
Empfänger größerer Einkommen 
befriedigt wird, weil sie relativ  
leichter einen Teil ihres Einkom
mens zur Schaffung von Investi
tionsgütern abzweigen können".

Ausgleich der Belastungen unter
schiedlicher Einkommensgruppen

Dies ist aber auch der Grund, 
weshalb w ir einer Steuerprogres
sion heute zustimmen. Die Bela
stung, die dem einzelnen auferlegt 
wird, um den Staatshaushalt mit 
decken zu helfen, soll zwischen 
Personengruppen mit hohen und 
solchen mit geringen Einkommen 
ausgeglichen, zumindest aber ange
glichen werden.

Sieht man mit gleichen Maßstä
ben das Streben nach Eigentum — 
nicht den Besitz von Eigentum an 
sich, sondern das Zueignen von 
Eigentum —, so folgert sich, daß 
nicht der zur Erreichung einer be
stimmten Eigentumsgröße aufzu
wendende Einkommensbetrag gleich 
sein soll, sondern die dabei durch 
M inderung des verfügbaren Ein
kommens entstehende H ärte an
nähernd ausgeglichen werden soll.

Diese H ärte ist je  Einheit bei 
größeren Einkommen geringer als 
bei kleineren Einkommen. Wollte 
man sie angleichen, so bliebe als 
Konsequenz nur eine progressive 
Steuer auf nicht konsumierte Ein
kommensteile. Für den gleichen 
Vermögensteil, aus Einkommen 
höher verdienender Personen an
gestrebt, w äre somit nominal mehr 
Kaufkraft aufzuwenden, als wenn 
dieser Vermögensteil von Empfän
gern geringerer Einkommen erwor
ben werden sollte. Zweifellos be
deutet eine solche Vorstellung ein 
Umdenken der traditionellen Vor
stellung vom Geld als W ertein
heit, nur — wie oben gezeigt — 
ist dieses Umdenken, wenn auch 
unbewußt, bei der Steuerlastver
teilung bereits w eithin geschehen. 
Die progressive Steuerform wird 
selten bestritten.

Förderung des Sparens bei Per
wendungsfreiheit des Einkommens

Sparanreize, die andere Form der 
von der EKD vorgeschlagenen 
Maßnahmen, zeigen sich damit als 
die einzig richtige Form zur För
derung des Sparens unter dem 
Postulat der Verwendungsfreiheit 
des Einkommens. Durch eine solche 
Subventionierung des Sparens bei 
niedrigen Einkommen würde dem 
Lastenausgleich für die Folgen der 
Kriegseinwirkungen ein Verinö-
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gensausgleidi, nicht der bestehen
den Vermögen, aber der weiterhin 
zu bildenden Vermögenszuwächse 
für die Folgen unseres Wirtschafts
wunders zur Seite gestellt.

Warum keine Subvention 
auf den Zinssatz?

Wenn immer wieder betont wird, 
daß durch Prämiensparen und 
Steuerabzugsfähigkeit die eigent
lichen Ziele nicht erreicht werden 
könnten, so braucht dies nicht an 
der Institution der Sparförderung 
an sich zu liegen. Die Steuerab
zugsfähigkeit bedingt bei höherer 
Progression, und damit bei Bezie
hern höherer Einkommen, eine 
höhere Subvention, was durchaus 
nicht erwünscht ist. Das Prämien
sparen führt bei Freiwerden der 
Sparsumme zum revolvierenden 
Einsatz; im anderen Falle handelt 
es sich um Zwecksparen. Beides, 
zumindest aber das revolvierend 
getätigte Prämiensparen, ist w irt
sdiaftlich als eine Zinssubvention 
anzusehen. W eshalb aber geht man 
unter diesen Umständen nicht 
gleich zu einer solchen über? Nicht 
zu einer generellen, sondern zu 
einer Subvention auf den Zinssatz 
gestaffelt nach Einkommenshöhe, 
Sparquote und Vermögensbestand?

Wenn immer wieder die Zins
unempfindlichkeit des Sparens be
tont wird, so wird ein wesentlicher 
Punkt, die Unangemessenheit, über
sehen. Ein Zins von 5 “/o kann beim 
Bezieher kleinerer Einkommen 
einen Konsumverzicht nicht ver
anlassen. Ein solcher Zinssatz ist 
jedoch geeignet, Kapitalien aus 
größeren Vermögenseinheiten zu 
lenken. Hierin besteht ein großer 
Untersdiied. Um über den Zins das 
Sparen anzuregen, könnte man sich 
einen Satz von 10 Vo denken. Hier 
wäre zu fragen und zu prüfen, in
wieweit eine solche Differenz sub
ventioniert werden könnte. Zwei
fellos wäre dann mit der Variation 
des Subventionssatzes ein neues 
Instrument der Konjunkturpolitik 
vorhanden.

Umstellung des Steuersystems zur  
Erschwerung derSelbstfinanzierung

Wir sind uns bei der Forderung 
nach einer progressiven Besteue
rung auf nicht konsumierte Teile

des Einkommens der Anforderung 
vollauf bewußt, die an ein neues 
Steuersystem gestellt wird. Bei der 
herkömmlichen Trennung von Kör- 
perschafts- und Einkommensteuer 
w äre eine derartig umfassend pro
gressive Steuer nicht möglich. Die 
in den Kapitalgesellschaften zu
rückbleibenden „nicht entnomme
nen Gewinne“ müßten bei der Er
rechnung der Steuerschuld der ein
zelnen Anteilseigner voll mit erfaßt 
werden.

Alle Einkommensteile der Ge
sellschaften — auch die von Kapi
talgesellschaften — w ären den 
jeweiligen A nteilseignern gutzu
schreiben und bei diesen mit dem 
Einkommen als Äquivalent für 
eine ausfallende Belastung durch 
die Körperschaftssteuer progressiv 
zu besteuern.

W erden solche steuertechnisch 
als ausgeschüttet geltenden Beträge 
dann den Unternehmen w ieder zur 
Verfügung gestellt, so müßten sie 
sich — bei einer allgemein einge
führten Besteuerung vermögens
w irksam er Ausgaben — ein w ei
teres Mal der Besteuerung unter
ziehen. Die Nichtausschüttung von 
Gewinnen, die Selbstfinanzierung, 
würde steuertechnisch unwirksam 
sein, sie bliebe ein privatrecht
licher Akt. Gerade das aber w äre 
erwünsdit. Von der Steuer her 
würde keine Förderung mehr aus
gehen, wie dies heute der Fall ist.

Ein nicht zu übersehender Tat
bestand einer solchen V erände
rung w äre jedoch eine — zumin
dest vorübergehend — geringer 
werdende Investitionsneigung der 
Unternehmen. Hierzu aber ist in 
der bisherigen Diskussion ein we
sentlicher Punkt unberücksichtigt 
geblieben.

Gleichbleibende Investitionen 
bei geringeren Gewinnen

Auch die Denkschrift der EKD 
weist darauf hin, daß, üm eine 
Vermögensuinverteilung oder bes
ser eine anders strukturierte Ver- 
mögensbildung möglich werden zu 
lassen, von seiten der Arbeitneh
mer der W ille zum Sparen erfaßt 
werden müsse. Ohne eine solche 
Entwicklung könne das angestrebte 
Ziel eben nur mit Zwang — hier

Zwangssparen — durchgeführt w er
den. Dem aber kann nicht unwider
sprochen zugestimmt werden. For
dert man von den Arbeitnehmern 
einen Einblick in die volkswirt
schaftlichen Zusammenhänge, so 
muß dies zweifellos von den Un
ternehm ern ebenfalls gefordert, und 
zwar in noch stärkerem  Maße ge
fordert werden können. Die Forde
rung nach höherer Sparwilligkeit 
bei — wie oben gezeigt — unan
gemessen niedrigem Anreiz (Zins) 
wird heute an die Arbeitnehmer 
gerichtet. Die Forderung an die Un
ternehm er würde lauten, bei gerin
geren Gewinnen die Investitions
tätigkeit aufrechtzuerhalten.

Die immer wieder als alleinige 
Voraussetzung einer breiten Ver
mögensstreuung , angeführte echte 
Sparneigung der Bezieher niedriger 
Einkommen ist zumindest nur eine 
Seite des Problems. Ebenso müssen 
die Verantwortlichen in der Unter
nehm enssphäre bereit sein, die 
herkömmliche risikoschwache Form 
der Selbstfinanzierung aufzugeben 
und Kapazitätserweiterungen von 
außen finanzieren zu lassen. Es 
darf nämlich nicht verkannt wer
den, daß die Nachfrage, die aus 
Lohnerhöhungen resultiert, nicht 
allein für die Gesamtnachfrage be
stimmend ist, sondern daß in weit 
größerem Maße die Nachfrage der 
öffentlichen Hand und die des Aus
lands dazu beitragen.

W as von der einen Seite gefordert 
wird, der Konsumverzicht bei rela
tiv  hoher Neigung zum Konsum, 
darf dann der anderen Seite mit 
der Forderung nach Nichtausschöp- 
fung der vollen M arktlage ebenso 
zugemutet werden. Ist aber beides 
unmöglich — die Diskussion um 
die Automobilpreise im Frühjahr 
scheint diese These zu bestätigen—, 
so bleibt allein eine wirtschafts
politisch gewollte Datenverände
rung, um das angestrebte Ziel einer 
verm ehrten Vermögensbildung der 
niederen Einkommensschichten zu 
erreichen. Eine nach dem Einkom
men, dem Vermögensbestand und 
der Sparquote differenzierte Bela
stung der Vermögen wäre eine 
solche Veränderung — eine V er
änderung zudem, bei der der Markt- 
mechanismus nicht außer Kraft ge
setzt würde. (F.D.H.)
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